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Georgischer Knoten: lokale Repressionen und 

internationale Isolation  

 

Georgien ist seit Wochen gefangen in einem destruktiven Wechselspiel von De-
monstration und Repression, die das Land international isoliert. Die Bevölke-
rung wartet auf eine „magische Auflösung“ der festgefahrenen Konfrontation. 

Florian Binder, Stephan Malerius  

Auch nach bald 70 Tagen ununterbrochener Proteste zeigt sich die von Oligarch Bidsina Iwanischwili 

kontrollierte de-facto Regierung in Georgien unnachgiebig. Statt jedoch wie zu Beginn der Demonstrati-

onen mit massiver Gewalt gegen Protestierende vorzugehen, wird nun auf gezielte Einschüchterung 

und Repression gegen Einzelpersonen gesetzt. Die Fälle von Msia Amaghlobeli und Giorgi Gacharia zei-

gen in drastischer Weise, wie der georgische Rechtsstaat in den letzten Monaten implodiert ist. Interna-

tional ist das Land isoliert, Antrittsbesuche der neuen Regierungsspitze in den Nachbarländern Aser-

baidschan und Armenien unterstreichen, dass der Weg des Landes nach Europa mit einer Regierung 

unter Führung des Georgischen Traums versperrt ist. 

  

 

Menschen protestieren...  

Es kann als ein bemerkenswerter Ausdruck der 

Widerstandsfähigkeit der georgischen Zivilge-

sellschaft gewertet werden, dass die Proteste 

gegen den europafeindlichen und anti-demo-

kratischen Kurs der Regierung des Georgischen 

Traums trotz der kalten Jahreszeit anhalten 

und weiterhin auch landesweit stattfinden. 

Zwar fehlen der Protestbewegung immer noch 

prägende Stimmen oder Gesichter, das ist aber 

auch eine Vorsichtsmaßnahme, denn sobald 

Anführer sichtbar werden, setzt die Regierung 

alles daran, diese aus dem Verkehr zu ziehen. 

Dafür tauchen immer wieder „Partisanen-Ele-

mente“ während der Proteste auf, die die inter-

nationale Aufmerksamkeit auf die Situation in 

Georgien hochhalten: Im Januar wurden Fahr-

kartenautomaten in Tiflis manipuliert, so dass 

beim Kauf eines Tickets pro-europäische oder 

regierungskritische Ansagen ertönten.  

Die Forderungen der Protestierenden bleiben 

unterdessen unverändert: Neuwahlen und die 

Freilassung der weit über hundert politischen 

Inhaftierten, die seit Wochen festgehalten wer-

den. Bei beiden Punkten zeigt die Regierung 

bislang keinerlei Anzeichen des Einlenkens, im 

Gegenteil, es mehren sich Berichte über Es-

sensentzug in Haft, physische Misshandlungen 

und Androhungen sexueller Gewalt gegen Ge-

fangene. Die gut dokumentierten Fälle tragen 

dazu bei, dass der internationale Druck auf die 

Regierung wächst: Die USA haben zuletzt Sank-

tionen gegen Iwanischwili verhängt und die EU 

die Visumsfreiheit für georgische Diplomaten 

aufgehoben. Noch scheinen diese Schritte al-

lerdings nicht ausreichend, um den Georgi-

schen Traum zu Zugeständnissen zu bewegen. 

 

...die Regierung schlägt zurück 

Zu Beginn der Proteste im Dezember letzten 

Jahres folgte die staatliche Reaktion einem be-

rechenbaren Muster: Protestierende wurden 

mit Wasserwerfern, Tränengas, gepanzerter 

Bereitschaftspolizei und irregulären Schläger-

trupps verfolgt. Die Fotografin Gela Megrelidze 

berichtete nach ihrer Festnahme, dass alle Per-

sonen, die auf die Polizeiwache gebracht wur-

den, deutliche Anzeichen von Misshandlungen 

aufwiesen. Mittlerweile hat die Regierung ihr 

Vorgehen verändert. Die breitflächige Gewalt 

ist verschwunden, die Proteste werden igno-

riert, und man gibt sich große Mühe, den An-

schein von Normalität zu vermitteln. Dabei ge-

hen die Repressionen allerdings weiter, 
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einerseits selektiv gegen Einzelpersonen wie 

den ehemaligen Ministerpräsidenten Giorgi 

Gacharia, der von einem Parlamentsabgeord-

neten des Georgischen Traums und wahr-

scheinlich auf persönliche Anweisung von Iwa-

nischwili in Batumi zusammengeschlagen 

wurde und mit gebrochener Nase im Kranken-

haus behandelt werden musste. Die Bilder des 

blutüberströmten Gacharia waren bewusst er-

niedrigend und offenbaren ein „russisches Ver-

geltungsmuster“: Gegner, die protestieren, wer-

den schikaniert, aber Menschen, die dich verra-

ten, müssen bestraft werden, und zwar sicht-

bar. Dass Gacharia, der unter Iwanischwili bis 

2021 in Georgien zunächst als Innenminister 

und später als Ministerpräsident regierte, jetzt 

sein prominentester Kritiker ist, ist unverzeih-

lich. Der Vorfall in Batumi ist noch eine milde 

Strafe: Putin lässt Verräter umbringen.  

Andererseits gehen die öffentlichen Proteste 

weiter, und die Regierung versucht, ihnen 

durch neue Gesetze die Dynamik zu nehmen. 

Vermummungen oder die Nutzung von Laser-

pointern und Feuerwerkskörpern sind verbo-

ten worden, Bußgelder für Verstöße wie das 

Blockieren von Straßen wurden drastisch er-

höht. Gleichzeitig gab es bislang noch kein ein-

ziges Verfahren gegen Polizeibeamte oder irre-

guläre Sicherheitskräfte, obwohl deren Über-

griffe in Bild- und Videomaterial umfassend do-

kumentiert sind. Auch der Abgeordnete, der 

Gacharia zusammenschlug, wurde nicht ange-

klagt. Damit wird signalisiert, dass Gewalt, 

wenn sie von der Regierung ausgeht, toleriert 

oder sogar gefördert wird. So entsteht in der 

Bevölkerung ein Gefühl von umfassender 

staatlicher Willkür bei gleichzeitig überwältigen-

der individueller Rechtlosigkeit. 

 

Msia Amaghlobeli 

Teil der Strategie des Georgischen Traums ist 

es, dass unklar bleibt, wen es als nächsten 

trifft. Wie im Fall von Msia Amaghlobeli, der 

Gründerin der unabhängigen Zeitung Batume-

lebi und des Online-Nachrichtenportals Netga-

zeti. Msia ist seit Jahrzehnten eine der promi-

nentesten Verfechterin der Pressefreiheit in 

Georgien und als solche ein Dorn im Auge des 

Georgischen Traums. Am 11. Januar wurde sie 

in Batumi während einer Protestaktion bei der 

Anbringung eines Plakates für ein administrati-

ves Vergehen festgenommen, jedoch schnell 

wieder freigelassen. Kurz darauf und noch vor 

der Polizeiwache kam es zu einer 

Auseinandersetzung mit Irakli Dgebuadze, dem 

Polizeichef von Batumi. In einer unübersichtli-

chen Situation, bei der verbale Beleidigungen 

und persönliche Anwürfe eine Rolle spielten, 

ohrfeigte die zierliche Amaghlobeli den sehr 

viel größeren Dgebuadze. Sie wurde wegen An-

griffs auf einen Polizeibeamten festgenommen 

und nun schon eines strafrechtlichen Verge-

hens bezichtigt, was eine Haftstrafe von vier bis 

sieben Jahren nach sich ziehen kann. Die Fest-

nahme wurde von einem lokalen Gericht bestä-

tigt. Dabei gibt es Videomaterial, das zeigt, wie 

Dgebuadze weit vor ihrer Verhaftung ankün-

digt, Amaghlobeli „ins Gefängnis zu bringen“. 

Der Zwischenfall war eine offensichtliche Insze-

nierung, die das perfide Ineinandergreifen von 

Strafverfolgung und Justiz sowie die allumfas-

sende politische Instrumentalisierung der 

Rechtsstaatorgane in Georgien zeigt.  

Die Gegenüberstellung spricht für sich: Ein Par-

lamentsabgeordneter der Regierungspartei 

schlägt einen ehemaligen Regierungschef zu-

sammen und befindet sich auf freiem Fuß, eine 

kritische Journalistin ohrfeigt einen Polizisten, 

und ihr drohen mehrere Jahre Gefängnis. 

Kaum jemand in Georgien zweifelt daran, dass 

diese Orchestrierungen von Bidsina Iwa-

nischwili persönlich abgesegnet wurden. Die 

Fälle zeigen das Ausmaß, in dem Georgien zu 

einem „captured state“ geworden ist, ein Land 

als Geisel einer einzelnen Person, eines Oligar-

chen von zumindest mentaler russischer Pro-

venienz, der offensichtlich vor allem von Macht 

und Geld getrieben ist. 

Seit dem 12. Januar befindet sich Msia Amagh-

lobeli im Hungerstreik und scheint entschlos-

sen, bis zum Ende zu gehen. Sie habe, so ihre 

Mitarbeiterinnen, es kommen sehen, dass sie 

inhaftiert würde, und jetzt sei sie bereit, ein Op-

fer zu bringen, wenn es ihrem Land helfe. Die 

Solidarität mit Msia Amaghlobeli ist groß, eine 

Koalition von 14 europäischen Staaten fordert 

über die Botschaften in Georgien ihre sofortige 

Freilassung.  

 

„Reorganisatorische“ Säuberungs-
wellen 

Ein weiteres Element des Umbaus Georgiens 

von einer sich entwickelnden europäischen De-

mokratie zu einer sich konsolidierenden eurasi-

schen Autokratie sind politische Säuberungs-

wellen in der staatlichen Verwaltung. Seit Wo-

chen werden Angestellte, Lehrkräfte und 
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andere Staatsbedienstete unter fadenscheini-

gen Gründen im Rahmen einer nur oberfläch-

lich als „Reorganisation“ getarnten systemati-

schen Durchkämmung des Apparates nach kri-

tischen Stimmen entlassen. Nino 

Tkeschelaschwili etwa, die als Abteilungsleiterin 

im Justizministerium ihre Arbeit verlor, nach-

dem sie Ende November eine Petition gegen 

die von Ministerpräsident Kobachidse verkün-

dete Aussetzung der EU-Annäherungsprozes-

ses unterzeichnet hatte. Ihre Entlassung wurde 

durch ein neues Gesetz erleichtert, das den 

Schutz vor Kündigungen im öffentlichen Dienst 

aufweicht und es einfach macht, politisch un-

liebsame Personen zu entfernen. Die Säube-

rungswelle trifft nicht mehr nur höhere Be-

amte, sondern zieht sich durch viele staatliche 

Institutionen.1 Giga Sopromadze, Koordinator 

für Programme zur Unterstützung von Men-

schen mit Behinderungen in der Stadtverwal-

tung von Tiflis, wurde nach der Unterzeichnung 

eines regierungskritischen Aufrufes entlassen 

mit der Begründung, alle behindertenbezoge-

nen Programme seien umgesetzt, seine Arbeit 

werde somit nicht mehr benötigt. 

 
Warten auf ein Wunder... 

International schreitet unterdessen die Isola-

tion Georgiens weiter voran: Das Land verließ 

die Parlamentarische Versammlung des Euro-

parats, nachdem die georgische Regierung dort 

zuvor mit überwältigender Mehrheit aufgefor-

dert worden war, die Parlamentswahlen vom 

Oktober wiederholen zu lassen. Auch wenn 

diese Forderung im Regierungslager bislang 

nicht einmal erwogen zu werden scheint, ist sie 

ein mögliches Auswegszenario. Was die (verfas-

sungs)rechtlichen Voraussetzungen wären und 

wie die Abhaltung von Neuwahlen im Einzelnen 

aussehen könnte, versucht ein von der KAS-

Südkaukasus in Auftrag gegebenes Konzeptpa-

pier aufzuzeigen. Beschrieben werden dabei 

zwei Optionen, eine Wahlwiederholung („re-run 

elections“) oder außerordentliche Neuwahlen. 

Gleichzeitig müssten eine neutrale Aufsicht 

über die Abhaltung der Wahlen garantiert und 

die maßgeblichen Institutionen – die zentrale 

Wahlkommission, die Generalstaatsanwalt-

schaft, der staatliche Sicherheitsdienst, das An-

tikorruptionsbüro und der Datenschutzdienst – 

frei von politischer Einflussnahme gehalten 

 
1 Siehe dazu auch den Beitrag auf OC Media, Fired for 

speaking out — the ‘cleansing’ of Georgia’s civil ser-

vice 

werden. Bislang gibt es weder auf diese erste 

Skizze eines Auswegs aus der politischen Sack-

gasse eine Reaktion, noch vermochte die Op-

position ein eigenes oder alternatives Konzept 

dafür vorzulegen, wie das bestehende Patt auf-

zulösen wäre. Ghia Nodia, seit Jahrzehnten ei-

ner der klügsten Beobachter der georgischen 

Politik, beschrieb es so, dass das ganze Land 

auf ein Wunder warte, das vom Himmel falle 

und den gordischen Knoten durchtrenne, der 

Georgien gegenwärtig gefangen hält. 

 

...oder auf Trump 
 

Auf der anderen Seite fragen sich viele Be-

obachter, welches Ziel der Georgische Traum 

verfolgt oder genauer: was Iwanischwili mit der 

repressiven Politik tatsächlich beabsichtigt, die 

ursächlich zu der beschriebenen internationa-

len Isolation führt. Anfang des Jahres hieß es 

noch, die Regierung und der Oligarch würden 

auf den Amtsantritt von Donald Trump in den 

USA warten, von dem sie sich erhofften, dass 

ein Neustart der Beziehungen Georgiens mit 

dem Westen möglich werde. In der Tat ist das 

von Trump verfügte Einfrieren der weitgehend 

von USAID verwalteten amerikanischen Ent-

wicklungshilfe ein schwerer Schlag für die geor-

gische Zivilgesellschaft, die ihre Widerstands-

kraft nicht unwesentlich auch amerikanischer 

Unterstützung zu verdanken hat. Regierungs-

nahe Medien werden folglich auch nicht müde, 

diese Entscheidung zu preisen. Andererseits ist 

offensichtlich, dass die Trump-Administration 

gegenwärtig und auf absehbare Zeit mit ande-

ren Dingen befasst ist als mit Georgien oder 

dem Südkaukasus. Abgesehen davon gehört 

der republikanischen Kongressabgeordnete Joe 

Wilson seit Wochen zu den schärfsten Kritikern 

der Situation in Georgien, er betont die offen-

sichtlichen Konvergenzen des Georgischen 

Traums mit chinesischen, iranischen und russi-

schen Interessen und setzt sich in Washington 

und auch international aktiv dafür ein, die be-

reits bestehenden Sanktionen gegen Iwa-

nischwili auszuweiten.  

 

Unbeirrbarer Optimismus 
 

Seit Oktober 2023 setzt die KAS mit Partnern in 

Georgien ein EU-Projekt unter dem Titel „Uni-

ted for Georgia’s European Way“ um. Wir 

https://oc-media.org/fired-for-speaking-out-the-cleansing-of-georgias-civil-service/
https://oc-media.org/fired-for-speaking-out-the-cleansing-of-georgias-civil-service/
https://oc-media.org/fired-for-speaking-out-the-cleansing-of-georgias-civil-service/
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hätten nicht gedacht, dass es ein Jahr später 

praktisch keine Einigkeit in Georgien in Bezug 

auf Europa mehr gibt und der europäische Weg 

für das Land derart fundamental versperrt 

scheint. Und dennoch: Am Wochenende fand 

im Rahmen des Projektes ein Seminar für Leh-

rerinnen und Jugendarbeiter in Kutaisi in West-

georgien statt. Es wurde über die aktuellen 

Herausforderungen, aber auch über histori-

sche Bezüge für Georgiens Verbindungen nach 

Europa diskutiert. Darüber, dass das Land in 

seiner Geschichte eigentlich immer nach Eu-

ropa strebte. Gastgeber war eine lokale NGO, 

die seit bald zwei Jahrzehnten für ein demokra-

tisches und europäisches Georgien arbeitet, 

immer wieder auch mit der Unterstützung von 

europäischen und amerikanischen Freiwilligen. 

Eine der Leiterinnen erzählte von den Schika-

nen, die sie und ihre Familie seit Monaten aus-

gesetzt seien, von anonymen Anrufen, Drohun-

gen, Beschädigungen am Auto, Einbruchversu-

chen in die Räume der NGO. Auf die Frage, wie 

ihre Stimmung insgesamt sei, sagte sie, sie sei 

optimistisch, auch wenn es sich um einen Lang-

streckenlauf handele und das Ziel noch nicht in 

Sicht sei. Dass man das Ziel aber erreichen 

werden, daran habe sie keine Zweifel. 

 

 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 

 

Stephan Malerius 

Leiter Regionalprogramm Politischer Dialog Südkaukasus 

EIZ 

www.kas.de 

stephan.malerius@kas.de 

 
Der Text dieses Werkes ist lizenziert unter den Bedingungen 

von „Creative Commons Namensnennung-Weitergabe unter 

gleichen Bedingungen 4.0 international”, 

CC BY-SA 4.0 (abrufbar unter: https://creativecom 

mons.org/licenses/ by-sa/4.0/legalcode.de) 

www.kas.de 


